
Die Wahl Art. 95

Arbeitsrecht werden dem Minister der Justiz vom FDGB unterbreitet. Die Kandidaten­
vorschläge für die Wahl der Schöffen der Bezirks- und Kreisgerichte werden durch die 
zuständigen Ausschüsse der Nationalen Front und, soweit es Schöffen für Arbeitsrecht be­
trifft, durch die zuständigen Vorstände des FDGB unterbreitet (§ 47 Abs. 2 und 3 GVG).

In der Praxis werden die vorgeschlagenen Kandidaten auch hier ohne Gegenstimmen 
gewählt. Das bedeutet, daß der Vorschlag des Ministers der Justiz für die Richterwahl de 
facto entscheidend ist. Wenn die Vorschläge für die Richterwahl das Einvernehmen der 
Nationalen Front haben müssen und diese für die Schöffenwahl sogar die Vorschläge zu 
machen hat, ist der Einfluß der SED gesichert. Denn die Nationale Front steht unter der 
Suprematie der SED und ist deren Werkzeug (s. Rz. 5 und 6 zu Art. 3).

3. Die Wahl der Militärrichter und Militärschöffen an den Militär- und Militär- 10 
obergerichten. Die Militärrichter der Militärgerichte und Militärobergerichte werden auf 
Vorschlag des Ministers für Nationale Verteidigung vom Nationalen Verteidigungsrat der 
DDR für die Dauer der Wahlperiode des Nationalen Verteidigungsrates (fünf Jahre, s.
Rz. 14 zu Art. 50) bis zu ihrer Neuwahl innerhalb von drei Monaten nach Neuwahl des 
Nationalen Verteidigungsrates gewählt (§ 19 Abs. 1 und 3 Militärgerichtsordnung). Ihre 
Anzahl und ihren Einsatz bestimmt der Minister der Justiz auf Vorschlag des Leiters der 
Hauptabteilung Militärgerichte im Ministerium der Justiz (§ 21 a.a.O.). Die Militärschöf­
fen werden in den Stäben, Truppenteilen, Einheiten und Dienststellen der Nationalen 
Volksarmee, der Grenztruppen der DDR und der Organe des Wehrersatzdienstes ge­
wählt. Als Militärschöffe kann ein Angehöriger der Nationalen Volksarmee, der Grenz­
truppen der DDR oder der Organe des Wehrersatzdienstes gewählt werden, dessen Per­
sönlichkeit den an diese Funktion gestellten Anforderungen entspricht und der das Wahl­
recht besitzt. Die Anzahl der für die Militärobergerichte und die Militärgerichte zu wäh­
lenden Militärschöffen wird durch den Leiter der Hauptabteilung Militärgerichte beim Mi­
nisterium der Justiz bestimmt (§ 26 a.a.O.). Zur näheren Regelung der Stellung, der Auf­
gaben, der Wahl und der Arbeitsweise der Militärschöffen hat der Minister für Nationale 
Verteidigung im Einvernehmen mit den für die Organe des Wehrersatzdienstes zuständi­
gen Ministerien und dem Minister der Justiz eine Militärschöffenordnung erlassen. Diese 
ist im Gesetzblatt nicht veröffentlicht worden. Uber ihren Inhalt ist nichts bekannt. Es 
kann daher auch nicht gesagt werden, wer die Vorschläge für die Wahl der Militärschöf­
fen zu machen hat (§§ 26 Abs. 1 und 2, 28 Militärgerichtsordnung).

Trotz der Anknüpfung der Amtsdauer der Richter und Militärrichter an die Wahlperio­
de der Volksvertretungen bzw. des Nationalen Verteidigungsrates und deren einheitlichen 
Festlegung auf fünf Jahre soll die Amtsdauer der Militärschöffen nach § 26 Abs. 2 Satz 1 
Militärgerichtsordnung vier Jahre betragen. Ob das der Praxis entspricht, muß bezweifelt 
werden. Denn sonst würden sich die Amtsdauer der Militärrichter und die der Militär­
schöffen nicht entsprechen. Das wäre zwar nicht unmöglich, aber ungewöhnlich und auch 
nicht zweckmäßig. Die Wahlperiode eines Militärschöffen endet vorzeitig, wenn er vor 
ihrem Ablauf in die Reserve versetzt wird. Die Funktion des Militärschöffen ist also an die 
aktive Zugehörigkeit zu einem bewaffneten Organ geknüpft (§ 26 Abs. 2 Satz 2 a.a.O.).

4. Die Wahl der Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte. Die Mitglieder der 11 
Konfliktkommissionen werden nach dem GGG (§ 6 Abs. 1) auf Vorschlag der Betriebs-
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